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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


1. Abgeordneter Trifft die im Informationsdienst „R + S Infor- 
Weigl mation — Bonner Politischer Dienst" am 21. 

Juli 1970 veröffentlichte Unterstellung zu, daß 
von der jetzigen Bundesregierung kein ver- 
stärkter Kampf gegen die zunehmende sexu- 
elle Verwilderung in verschiedenen Publika- 
tionsorganen zu erwarten sei, da eines der 
übelsten pornographischen Produkte, „Die St. 
Pauli-Nachrichten" in einer Firma hergestellt 
werden, die zur Sozialdemokratischen Kon- 
zentrations-GmbH gehöre? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 

2. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Bundesstädtebauminister 

Niegel den Entwurf des Städtebauberichtes 1970 oder 

wesentliche Teile davon nicht in seinem eige- 
nen Hause, sondern durch ein der Unterneh- 
mensgruppe der „Neuen Heimat" angehören- 
den Unternehmen gegen eine hohe Vergütung 
erstellen läßt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 

3. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die Begründung 
Dr. Jobst für das „Gesetz über die Zivilverteidigung 

der DDR" mit angeblichen westdeutschen Bür- 
gerkriegsplänen (Die Welt vom 19. September 
1970) unwidersprochen hinnehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

4. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Bundesminister für wirt- 
Porzner schaftliche Zusammenarbeit, Erhard Eppler, 

die Definition eines Entwicklungslandes von 
politischen Kriterien abhängig machen will? 
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Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


5. Abgeordneter Wie groß werden die Ausgaben für den Aus- 

Lemmrich bau, den Neubau und den Unterhalt von Bun- 

desfernstraßen in Bayern einschließlich der 
Olympiamaßnahmen in den Jahren 1970 und 
1971 sein? 


6. Abgeordneter 

Lemmrich 


Wie groß ist die Steigerungsrate beim Bundes- 
fernstraßenbau von 1970 auf 1971 in absoluten 
Zahlen und in Prozentsätzen? 


7. Abgeordneter 

Baier 


8. Abgeordneter 
Rasner 


9. Abgeordneter 
Rasner 


10. Abgeordneter 

Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


11. Abgeordneter 

Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


12. Abgeordneter 
Seefeld 


Ist die Bundesregierung bereit, die Bestimmun- 
gen der Fahrpreisermäßigung für kinderreiche 
Familien der Deutschen Bundesbahn dem Ein- 
kommensteuergesetz anzupassen, so daß auch 
für Kinder bis zum vollendeten 27. Lebens- 
jahr, die noch in Berufsausbildung stehen, 
Fahrpreisermäßigung gewährt wird? 


Wann ist nach dem gegenwärtigen Stand der 
Planung mit der Fertigstellung des nördlich- 
sten Teils der Nord-Süd-Autobahn von Jagel 
(Schleswig) bis Ellung (dänische Grenze) zu 
rechnen? 


Ist die Bundesregierung bereit, der Fertig- 
stellung dieses Autobahnteilstückes im ver- 
kehrsfernsten Raume Norddeutschlands eine 
höhere Dringlichkeitsstufe * — früheren Ver- 
sprechungen entsprechend — einzuräumen? 

Welche Möglichkeiten bestehen zur Zeit, um 
eine ständige Überprüfung der gesundheit- 
lichen Tauglichkeit von Führerscheininhabern 
zu gewährleisten? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, ein Gesetz 
zu erlassen, welches dem Führerscheininhaber 
eine in bestimmten Zeitabständen wieder- 
kehrende gesundheitliche Tauglichkeitsprü- 
fung zur Pflicht macht? 


Da die Bundesländer unterschiedliche Ge- 
schwindigkeitsbegrenzungen an den Baustel- 
len der Bundesautobahnen festlegen, frage ich 
die Bundesregierung, ob sie — im Interesse 
der in der Regel durch mehrere Bundesländer 
fahrenden Autobahnbenutzer — um eine ein- 
heitliche Regelung der Geschwindigkeitsbe- 
schränkung an Bundesautobahnbaustellen be- 
müht ist? 


13. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
Meister lichkeit, das Projekt eines Rhein-Rhone-Kanals 

ggf. durch die Burgundische Pforte zu führen? 
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14. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, mit den an- 

Meister grenzenden Ländern, also Frankreich und der 

Schweiz, entsprechende Sondierungsgespräche 
aufzunehmen? 

15. Abgeordneter Welche Beträge stehen im Jahre 1970 — ein- 

Mursch schließlich der sich im Laufe des Jahres er- 

(Soltau-Harburg) gebenden Veränderungen — für den Bundes- 
fernstraßenbau nach dem gegenwärtigen Stand 
tatsächlich zur Verfügung? 

16. Abgeordneter Um wieviel Prozent liegen die Hauhaltsan- 

Mursch Sätze für 1971 für den Bundesfemstraßenbau 

(Soltau-Harburg) höher als die tatsächlichen Mittel für 1970 

nach dem gegenwärtigen Stand und falls die 
noch vorhandenen Sperren aufgehoben wer- 
den? 

17. Abgeordneter Wie kommt es, daß bei deutschen Autos, die 

Dr. Gleissner für den Export nach USA bestimmt sind, be- 

reits seit Jahren der Forderung auf Entgiftung 
der Autoabgase Rechnung getragen wird, 
während der deutschen Bevölkerung weiter- 
hin uneingeschränkt die Luftverpestung durch 
Abgase zugemutet wird? 

18. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 

Dr. Riedl Sache, daß die Postverwaltung der Sowjetzone 

(München) Briefsendungen aus West-Berlin, die mit Post- 

wertzeichen mit dem Kopfbild des Bundes- 
präsidenten Heinemann freigemacht werden, 
an den Absender „wegen Verstoßes gegen die 
gesetzlichen Bestimmungen der DDR" zurück- 
sendet, und was gedenkt die Bundesregierung 
dagegen zu unternehmen? 

Wann und bei welchen Briefmarken-Motiven 
der Deutschen Bundespost sind bis in die 
jüngste Vergangenheit hinein von War- 
schauer Pakt-Staaten Postsendungen zurück- 
gewiesen worden? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen, beziehungsweise was gedenkt sie 
zu tun, um der beleidigenden Handlungsweise 
der „DDR" -Post — die laut Pressemeldungen 
200 Briefe zurückgeschickt hat, weil diese mit 
den neuen Berliner Heinemann-Briefmarken 
frankiert waren — wirksam zu begegnen und 
um in Zukunft solche und ähnliche Diskri- 
minierungen zu verhindern? 

21. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die von der DDR 
Erhard verfügte Zurückweisung von Postsendungen, 

(Bad Scbwalbacb) die mit der Heinemann-Marke freigemacht 
sind, für vereinbar mit dem bestehenden 
Recht? 


20. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 


19. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


22. Abgeordneter 

Dr. Häfele 


23. Abgeordneter 

von Thadden 


24. Abgeordneter 
von Thadden 


25. Abgeordneter 

Geisenhofer 


26. Abgeordneter 
Geisenhofer 


27. Abgeordneter 

Dr. Wiehert 


28. Abgeordneter 

Engholm 


Tut die Bundesregierung alles, um dem Gna- 
dengesuch für den seit Kriegsende in Gaeta/ 
Italien inhaftierten Herbert Kappler zum Er- 
folg zu verhelfen, damit durch einen humani- 
tären Akt gegenüber dem Verurteilten und 
eine freundschaftliche Geste gegenüber einem 
Verbündeten ein Schlußstrich gezogen wird? 

Sind Klagen von Mitgliedern diplomatischer 
Vertretungen der Bundesrepublik Deutschland 
in Latein-Amerika berechtigt, sie erhielten zu 
wenig Informationsmaterial in spanischer, zu- 
viel aber in deutscher Sprache? 

Erachtet die Bundesregierung den Zeitpunkt 
für gekommen, eine Handelsvertretung in der 
Republik China (Taiwan) einzurichten? 

Wie stellt sich die Bundesregierung zu den 
Informationen, daß bei den 91 überlebenden 
Deutschen der Wirbelsturmkatastrophe von 
Ca'Savio (Italien) Enttäuschung darüber 
herrscht, daß die Bundesregierung praktisch 
keine Hilfeleistung gewährte und dem zustän- 
digen Deutschen Generalkonsulat in Italien 
nur einen kleinen Geldbetrag, und zudem 
noch viel zu spät, übermittelte? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
den inzwischen in verschiedenen deutschen 
Krankenhäusern (München, Kassel, Ravens- 
burg, Simmerath und Stuttgart) aufgenomme- 
nen Verletzten zu helfen, da die Kranken- 
kassen und die zuständigen Versicherungen 
bei ca. 50 Betroffenen nicht in der Lage sind, 
Zweitkrankentransporte zu finanzieren sowie 
verlorenes Eigentum zu ersetzen? 

Glaubt die Bundesregierung, daß es mit Ar- 
tikel 4 des Kulturabkommens zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem König- 
reich Griechenland vom 17. Mai 1956 — der 
u. a. besagt, daß die „Vertragsparteien im 
Rahmen der finanziellen Möglichkeiten den 
Austausch von Hochschullehrern . . . begün- 
stigen werden, indem sie ihre Reisen erleich- 
tern ..." — zu vereinbaren ist, wenn grie- 
chischen Hochschullehrern, die auf Einladung 
deutscher Universitäten in die Bundesrepublik 
Deutschland einreisen wollten, eine Ausreise- 
genehmigung durch die Athener Regierung 
verweigert worden ist? 

Stimmt es, daß bei der Königlich Griechischen 
Botschaft in Bonn ein sogenannter Schulrat 
(Schulinspektor) zur Überwachung griechischer 
Lehrer in der Bundesrepublik Deutschland tä- 
tig ist? 
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29. Abgeordneter 

Engholm 

30. Abgeordneter 

Matthöfer 


31. Abgeordneter 
Matthöfer 


32. Abgeordneter 

Meinike 

(Oberhausen) 


33. Abgeordneter 
Meinike 
(Oberhausen) 

34. Abgeordneter 

Dr, Sperling 


35. Abgeordneter 

Dr. Sperling 


36. Abgeordneter 

Krockert 


Gibt es eine Rechtsbasis für eine solche Tätig- 
keit? 

Hält es die Bundesregierung für eine Aufgabe 
ausländischer Vertretungen, insbesondere 
auch solcher aus Ländern mit undemokrati- 
schen Regierungssystemen, in denen es keine 
freien Gewerkschaftsbewegungen gibt, zu- 
gunsten der Arbeitgeber in Arbeitskämpfe in 
der Bundesrepublik Deutschland einzugreifen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Emp- 
fehlung des Gesamtverbandes der metallin- 
dustriellen Arbeitgeberverbände vom Juli 
1970, die diesem Verband angeschlossenen 
Firmen sollten bei Arbeitsniederlegungen 
auch Vertreter ausländischer Botschaften hin- 
zuziehen, da diese in der Regel einen mäßi- 
genden Einfluß auf ihre Landsleute ausübten? 

Trifft es zu, daß der Vertreter der Bundes- 
regierung im Ministerkomitee des Europara- 
tes gegen Punkt VII der Ziffer 6 der Empfeh- 
lung Nr. 602 (1970) der Beratenden Versamm- 
lung des Europarates gestimmt hat, der die 
Errichtung eines mit 100 000 Dollar ausgestat- 
teten Hilfsfonds für die sich gegenwärtig im 
Exil befindlichen Griechen vorsah, und wenn 
ja, welche Gründe waren dafür maßgebend? 

Wenn nein, durch welche anderen Regierungs- 
vertreter kam die Einstimmigkeit nicht zu- 
stande? 

Hält die Bundesregierung die staatliche Orga- 
nisationsform Griechenlands von 1961 für eine 
Voraussetzung des Abschlusses des zwischen 
der EWG und Griechenland bestehenden As- 
soziierungsabkommens, und glaubt die Bun- 
desregierung, daß dieses Abkommen ohne 
Wiederherstellung demokratischer Verhält- 
nisse in Griechenland jemals so funktionieren 
wird, daß ein Beitritt Griechenlands zur EWG 
geprüft werden kann? 

Wie lange will die Bundesregierung an der 
Gültigkeit des Assoziierungsabkommens fest- 
halten, wenn die politischen Verhältnisse in 
Griechenland das bedeutsamste Ziel der Asso- 
ziierung — nämlich die volle Mitgliedschaft 
in der EWG — als unerreichbar ausschließen, 
zumal der Europarat festgestellt hat, daß der 
Verfassungsentwurf vom 29. September 1968 
nicht in Übereinstimmung mit den demokra- 
tischen Prinzipien steht? 

Ist die Bundesregierung bereit, die bilateralen 
Beziehungen zu Griechenand nach denselben 
Grundsätzen zu ordnen, die der Quasi-Suspen- 
dierung der Assoziierung Griechenlands sei- 
tens der EWG zugrundeliegen? 
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37, Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung Möglich- 
Müller keiten einer baldigen Ausweitung der Sport- 

{MülheimJ beziehungen zwischen Sportvereinen und 

Sportverbänden der Bundesrepublik Deutsch- 
land und solchen osteuropäischer Staaten? 

Kann aus der erstmaligen Bereitstellung von 
Förderungsmitteln für Sportbegegnungen mit 
osteuropäischen Staaten in Höhe von 200 000 
DM gefolgert werden, daß in absehbarer Zeit 
in verstärktem Umfang sportliche Begegnun- 
gen auf der Vereins- und Verbandsebene zu 
erwarten sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


39. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dem Appell 

Folger des Deutschen Alpenvereins Rechnung zu tra- 

gen, zugunsten der deutschen Bergsteiger von 
dem Grundsatz abzugehen, ihre Zuschüsse nur 
auf zentrale Sportstätten und Inlandsprojekte 
zu beschränken, insbesondere auch Haushalts- 
mittel für den Ausbau der deutschen Hütten 
in Österreich zur Verfügung zu stellen, nach- 
dem diese nicht nur den Mitgliedern der 
Alpenvereine, sondern einem großen Teil der 
ganzen Bevölkerung dienen? 

40. Abgeordneter Lassen die derzeit geltenden Regelungen für 

Wohlrabe Angehörige des Öffentlichen Dienstes des Bun- 

des oder der Länder zu, daß Abgeordnete des 
Deutschen Bundestages oder der Länderparla- 
mente neben ihren Bezügen aus Tätigkeiten 
in den Regierungen auch Ruhestandsbezüge 
aus ihren früheren Dienstverhältnissen erhal- 
ten? 


41 . Abgeordneter Sind neue, dazu geeignete Tiefbauwerke der 
Dr. Kempfier Kommunen (Untergrundbahnen, Fußgängerun- 
terführungen usw.) in nennenswertem Maße 
mit solchen Einrichtungen versehen worden, 
daß sie als einfache Schutzbauten (Trümmer- 
und Strahlenschutz) verwendet werden könn- 
ten? 

42. Abgeordneter Wird die Bundesregierung im Rahmen ihrer 
Dr, Kempfier Möglichkeiten dahin gehend Einfluß nehmen, 

daß in Zukunft solche Bauten, z. B. in Mün- 
chen oder Bonn, zu Schutzräumen ausgestaltet 
werden? 

43. Abgeordneter Wieweit sind die Überlegungen hinsichtlich 

Peiter der Errichtung eines zentralen Instituts für 

Verbrechensverhütung gediehen? 
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44. Abgeordneter 

Dr. Gruhl 


45. Abgeordneter 

Sander 


46. Abgeordneter 

Sander 


47. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


48. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


Hält die Bundesregierung, nachdem laut 
Pressemeldung vom 8. Oktober 1970 die Re- 
gierung der Niederlande den Bau der ersten 
Phase einer Abwasserleitung in die Ems be- 
schlossen hat, an der Erklärung der deutschen 
Delegation auf der Sitzung vom 3. September 
1970 in Bonn fest, daß sie der ersten Phase 
nur zustimmen könne, wenn die Abwässer 
vorher gereinigt werden? 

Hält es die Bundesregierung mit dem Grund- 
satz der Gleichbehandlung für vereinbar, daß 
gemäß § 9 des Katastrophenschutzgesetzes 
nur für Feuerwehrleute auf Kosten des Bundes 
eine zusätzliche Versicherung abgeschlossen 
werden kann, während für die Helfer der 
anderen Fachdienste im Katastrophenschutz 
diese Vergünstigung nicht gilt? 

Ist die Bundesregierung bereit, ein Gesetz- 
gebungsverfahren für die Novellierung des 
Katastrophenschutzgesetzes mit dem Ziel in 
Gang zu setzen, daß zukünftig für alle Helfer 
im Katastrophenschutz auf Kosten des Bundes 
eine zusätzliche Versicherung abgeschlossen 
werden kann? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
es das Ziel einer gleichmäßigen und sachge- 
rechten Bewertung der Amtsgeschäfte bei den 
öffentlich-rechtlichen Dienstherren ist, für jede 
Dienstaufgabe die objektiv richtige Besol- 
dungseinstufung zu finden, und daß deshalb 
die Ämterbewertung unabhängig von dem 
derzeit gegebenen Stellenkegel durchgeführt 
werden muß? 

Welche im Zusammenhang mit der Neurege- 
lung der Beamtenbesoldung zu lösenden Fra- 
gen können deshalb in dem angekündigten 
Dritten Besoldungsneuregelungsgesetz nicht 
geregelt werden, weil die Bundesregierung 
nicht in der Lage war, über den Fortgang der 
Arbeiten zur Aufstellung einer den Amtsin- 
halt stärker berücksichtigenden Bewertungs- 
ordnung fristgemäß bis zum 1. Oktober 1970 
zu berichten und dieser Bericht nach einer 
Mitteilung des Bundesinnenministers erst 
dann erstattet werden wird, wenn die Vorbe- 
reitungen für den Entwurf^ eines Gesamtkon- 
zepts zur Besoldung abgeschlossen sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


49. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 

Dr. Fuchs sache, daß in den Finanznachichten des Bun- 

desministeriums der Finanzen Nr. 246 vom 
2. Oktober 1970 die Frage des Abgeordneten 
Zebisch (SPD) über die Sonderabschreibungen 
Grenzland und die Antwort des Parlamenta- 
rischen Staatssekretärs Dr. Reischl in der 
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67. Sitzung des Deutschen Bundestages abge- 
drucict ist, nicht aber die in der gleichen Sit- 
zung vorher behandelte Frage des Abgeord- 
neten Dr. Fuchs (CDü/CSü), weictie den glei- 
chen Sachverhalt betraf? 

50. Abgeordneter In welcher Weise soll, sofern diesbezügliche 
Engelsberger Meldungen zutreffen, die Absicht des Bundes- 
ministers der Finanzen, Vertreter des Deut- 
schen Gewerkschaftsbundes (DGB), der Deut- 
schen Angestelltengewerkschaft (DAG) und 
des Bundes Deutscher Steuerbeamter für die 
Zeit der Vorbereitung und Durchführung der 
Steuerreform zur ständigen Beschäftigung im 
Bundesministerium der Finanzen anzustellen, 
institutionell bewerkstelligt werden, und wel- 
chem Zweck bzw. welcher Aufgabe soll die 
Einschaltung von Vertretern der genannten 
Organisationen dienen? 

51. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Engelsberger eine auf DGB, DAG und dem Deutschen 

Steuerbeamtenbund beschränkte Einschaltung 
Dritter in die Vorbereitungen zur Steuerre- 
form im Bundesministerium der Finanzen die 
Gefahr einer einseitigen Einflußnahme be- 
gründet, und es deshalb notwendig ist, auch 
Vertretern anderer Organisationen eine der- 
artige Mitwirkung zu ermöglichen? 

52. Abgeordneter Ist es richtig, daß die bei den US-Streitkräften 

Weigl ^'beschäftigten deutschen Arbeitnehmer künftig 

aus Haushaltsmitteln des Bundes bezahlt wer- 
den sollen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Wirtsdiaft 


53. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die kürz- 

Hödierl lieh in einem Interview geäußerte Meinung 

des Parlamentarischen Staatssekretärs im Bun- 
desministerium für Wirtschaft, Philip Rosen- 
thal, wonach „xinter dem Strich" die Einkom- 
men im Durchschnitt eine reale Steigerung 
von 9^/o (8,5Vo / 7,5Vo) erfeihren haben, obwohl 
der Anstieg der Preise für Lebenshaltung, 
Wohnraumbeschaffung vmd -nutzung z. T. weit 
über dem statistischen Durchschnitt liegt und 
der nominale Einkommenszuwachs durch 
überproportionale Lohnsteuerzahlungen ge- 
mindert wird? 

54. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassvmg des 

Hödierl kürzlich aus dem Bundesministerium für Wirt- 

schaft ausgeschiedenen Parlamentarischen 
Staatssekretärs, Dr. Klaus Dieter Arndt, daß 
man mit einer Geldentwertung von 3 bis 4Vo 
leben müsse? 
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55. Abgeordneter 

Blumenfeld 


56. Abgeordneter 

Blumenfeld 


57. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


58. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


59. Abgeordneter 
Leicht 


60. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 


61. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Minister- 
rat der Europäisdien Gemeinschaften baldige 
Beschlüsse über die Verwirklichung der ge- 
meinsamen Außenhandels-, Investitions- und 
Kreditpolitik gegenüber Drittländern — ins- 
besondere den Ländern des COMECON — her- 
beizuführen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
wirkungen ihrer Deutschlandpolitik auf die 
handelspolitische Behandlung der DDR durch 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft? 

Wie haben sich die Abgabepreise der Erzeu- 
ger von Baustahl pro Tonne in der Bundes- 
republik Deutschland seit Januar 1969 (monat- 
lich) entwickelt? 

Wird die Bundesregierung im Hinblick auf die 
Aushöhlung der Prioritäten des Zonenrand- 
gebiets durch Ausweitung der Förderungsge- 
biete und durch Bildung von Schwerpunkt- 
orten außerhalb des Zonenrandgebiets mit 
annähernd gleich hohen oder höheren Förde- 
rungssätzen wie im Zonenrandgebiet selbst 
die Förderungssätze für das Zonenrandgebiet 
anheben und wirksame Präferenzen wieder 
herstellen? 

Welchen Anteil haben die von Bundesminister 
Prof. Dr. Schiller in der Konjunkturdebatte 
am 7. Oktober 1970 (Stenographischer Bericht 
über die 69. Plenarsitzung, Seiten 3833 und 
3837) erwähnten aufwertungsbedingten terms 
of trade, d. h. die Relation zwischen Ausfuhr- 
und Einfuhrpreisen, an der Preisrate des So- 
zialprodukts von 7 bis 8 v. H. im ersten Halb- 
jahr 1970, die bei Zugrundelegung der Schät- 
zungen der OECD z. Z. in keinem anderen 
Staat erreicht, geschweige denn überschritten 
wird, d. h. im internationalen Vergleich ab- 
solute Spitze ist? 

Teilt die Bundesregierung die aus dem Bul- 
letin vom 29. September 1970 ersichtliche 
Auffassung des Bundesministers der Verteidi- 
gung, daß die Staaten des gemeinsamen Mark- 
tes um die Vollendung der Wirtschafts- und 
Währungsunion bis zum Ende der siebziger 
Jahre bemüht sein sollen, während der poli- 
tische Zusammenschluß sich erst für die Jahre 
nach 1980 abzuzeichnen beginnt? 

Glaubt die Bundesregierung, daß die mit der 
Herstellung der Wirtschafts- und Währungs- 
union verbundenen gewaltigen Probleme ge- 
löst werden können, wenn nicht parallel zur 
Entwicklung im wirtschaftspolitischen Bereich 
ein Zusammenschluß Westeuropas zu einer 
insgesamt handlungsfähigen politischen Ein- 
heit erfolgt? 
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62. Abgeordneter 
Zander 


63. Abgeordneter 
Zander 


64. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


65. Abgeordneter 

Härzschel 


66. Abgeordneter 
Härzschel 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ver- 
sicherungsgesellschaften bei der Kraftfahr- 
zeughcifLpiiicht ohne vorheriges EinversLänd- 
nis der Versicherungsnehmer eine Erhöhung 
der Versicherungssumme und damit der Prä- 
mie vornehmen? 

Bietet diese einheitliche Handlungsweise der 
Versicherungsgesellschaften und die Art des 
Vorgehens der Versiehe rungsauf sicht oder 
dem Kartellamt nicht Anlaß zum Eingreifen? 

Ergaben sich aus dem Besuch des Parlamenta- 
rischen Staatssekretärs im Bundeswirtschafts- 
ministeriums, Rosenthal, auf der Weltausstel- 
lung in Osaka Feststellungen, die für künftige 
Ausstellungen von Bedeutung und Interesse 
sind? 

Trifft es zu, daß das ZDF, die Bayerische 
Werbefernseh-GmbH und andere Anstalten die 
Einschaltpreise für Werbespots um 25®/o bis 
35®/o erhöht haben? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Erhö- 
hung der Einschaltpreise für Werbespots des 
ZDF und anderer Anstalten um 25 bis 35®/o? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


67. Abgeordneter 
Glüsing 
(Dithmarschen) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die seit 
einigen Monaten festzustellende Preisentwick- 
lung für den Erzeuger und den Verbraucher 
auf den Schlachtvieh- und Schweinefleisch- 
sektoren? 


68. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß das 

Glüsing Eingreifen der Einfuhr- und Vorratsstelle im 

(Dithmarschen) Herbst 1970 zu unter dem Marktpreis liegen- 
den Einkaufspreisen dazu beiträgt, den Rin- 
derpreis auf einer angemessenen Höhe zu 
halten und die Produktionsverlagerung von 
der Milch in Richtung Rindfleisch zu fördern? 


69. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung bei ihrem Vor- 
Dasch schlag für ein einzelbetriebliches Förderungs- 

programm der Landwirtschaft darüber im Kla- 
ren, daß die Nichtanrechnung außerbetrieb- 
licher Einkommen praktisch alle gut geführten 
und rationalisierungsfähigen Zuerwerbsbe- 
triebe der Gegenwart und die aus dem Voll- 
erwerb ausscheidenden Zuerwerbsbetriebe der 
Zukunft aus der Investitionsförderung aus- 
schließt und damit die Umorientierung von 
Vollerwerbsexistenzen zu landwirtschaftlichen 
Zuerwerbsexistenzen weitgehend verhindert? 
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70. Abgeordneter 
Stüdklen 


71. Abgeordneter 
Stüdklen 


72. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 


73. Abgeordneter 
Dr. Ahrens 


74. Abgeordneter 
Dr. Früh 


75. Abgeordneter 

Pieroth 


76. Abgeordneter 

Niegel 


77. Abgeordneter 
Dr. Gleissner 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
gegenüber der italienischen Regierung einge- 
leitet, um das Töten von durchziehenden Sing- 
vögeln zu verhindern? 

Trifft es zu, daß auf Grund der kürzlich abge- 
schlossenen Novellierung der italienischen 
Gesetzgebung über das Töten von Singvögeln 
die gesetzlichen Erleichterungen so umfang- 
reich sind, daß mit einer starken Dezimierung 
der Vogelwelt durch Vogelsteller gerechnet 
werden muß? 

Worauf ist es zurückzuführen, daß die Bundes- 
mittel für die Gewähung von Prämien zur 
Förderung der langfristigen Verpachtung land- 
wirtschaftlicher Betriebe — jedenfalls in Nie- 
dersachsen — für das Haushaltsjahr 1970 
nicht ausreichen? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Haushaltsmittel in ausreichendem Maße je- 
denfalls für diejenigen Fälle zur Verfügung 
zu stellen, in denen Bewilligungsbescheide 
bereits ergangen sind? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Rechtsun- 
sicherheit, die sich aus § 41 Abs. 1 Buchstabe a 
Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte 
in Verbindung mit § 42 Abs. 1 ergibt, dahin 
gehend zu klären, daß das 60. Lebensjahr 
auch nach der gesetzlich begrenzten Frist der 
Landabgabe bis zum 31. Dezember 1973 voll- 
endet werden kann, um die Bedingungen zum 
Bezug der Landabgaberente zu erfüllen? 

Ist die Bundesregierung bereit, regional Son- 
dergehmigungen zum sogenannten gemeinsa- 
men Einschlagen von überschüssigem Obst in 
Abfindungsbrennereien auch dann zu erteilen, 
wenn zwar auf Bundesebene eine überdurch- 
schnittliche Obsternte nicht vorliegt, aber in 
bestimmten Gebieten, z. B. in Rheinland-Pfalz, 
ein Überschuß an Obst besteht? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die in der 
Zeitschrift Nr. 10 Europäische Gemeinschaft 
— von der EG-Kommission herausgegeben — 
herausgestellte Übereinstimmung zwischen 
dem Mansholt-Plan und dem Entwurf des vom 
Bundeslandwirtschaftsminister vorgelegten 
einzelbetrieblichen Förderungs- imd sozialen 
Ergänzungsprogramms? 

Trifft es tatsächlich zu, daß nach Angaben des 
Bundesministeriums für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten in der Fragestunde vom 
7. Oktober 1970 die längst fällige Verbesse- 
rung des Milchpreises — trotz der im ganzen 
Land bekannten Kostensteigerung der Milch- 
gewinnung und Milchverarbeitung — erst 
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dann behandelt werden kann, wenn „diese 
Frage innerhalb der Bundesregierung, d. h. 
zunächst einmal in P.essortbesprechungen, ein- 
gehend erörtert und geprüft" wurde? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


78. Abgeordneter 
Bittelmann 


79. Abgeordneter 
Bittelmann 


80. Abgeordneter 
Drösdier 


81. Abgeordneter 
Maudier 


82. Abgeordneter 
Mancher 


83. Abgeordneter 
Zebisch 


84. Abgeordneter 

Zebisch 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung beab- 
sichtigt, die Altershilfe für Landwirte noch 
während dieser Legislaturperiode zu einer 
dynamischen Rente weiterzuentwickeln? 

Wenn ja, wie würden sich bei einer dynami- 
schen Rente für Landwirte Beiträge und Lei- 
stungen zueinander verhalten? 

Da nach § 21 des Berufsbildungsgesetzes vom 
16. August 1969 durch Rechtsverordnimg be- 
stimmt werden kann, daß der Erwerb berufs- 
und arbeitspädagogischer oder zusätzlicher 
fachlicher Kenntnisse nachzuweisen ist, frage 
ich die Bundesregierung, wann mit dem Erlaß 
dieser Rechtsverordnung zu rechnen ist, die 
Inhalt, Umfang imd Abschluß von Fortbil- 
dungsmaßnahmen für Ausbildungskräfte re- 
gelt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß mit der 
jetzigen Regelung bezüglich der Bräutever- 
sorgung nach dem Bundesversorgungsgesetz 
außergewöhnliche Härten entstehen? 

Ist die Bundesregierung bereit, ein neues 
Rimdschreiben herauszugeben, wodurch die 
Bräuteversorgung gegenüber bisher erheblich 
erleichtert wird, und zwar dahin gehend, daß 
in all den Fällen, in denen aus dem Verlöbnis 
ein Kind hervorgegangen ist und in denen 
der Lebensunterhalt nicht auf andere Weise 
sichergestellt ist, Bräute Versorgung grund- 
sätzlich gewährt werden kann? 

Gibt es Untersuchimgen über die Häufigkeit 
von Arbeitsunfällen, die auf Sprachschwierig- 
keiten zwischen deutschen und ausländischen 
Arbeitnehmern zurückzuführen sind, und was 
unternimmt die Bimdesregierung, um die 
sprachliche Verständigimg am Arbeitsplatz 
zu fördern? 

Gibt es Untersuchimgen über die gesellschaft- 
liche Situation der Gastarbeiter in der Bundes- 
republik Deutschland, und was unternimmt 
die Bimdesregierung, um Gastarbeiterinnen 
und Gastarbeiter stärker in unsere Gesellschaft 
einzugliedem? 
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Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Verteidigung 


85. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, von der Ein- 

Dr. Enders berufung von Ärzten zur Bundeswehr abzu- 

sehen, wenn sie unmittelbar und nachweislich 
vor der Übernahme einer Arztpraxis in einem 
strukturschwachen Raum stehen? 

86. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach erwogen 

Dr. Klepsch werde, die Eidesformel für Berufs- und Zeit- 

soldaten „Ich schwöre, der Bundesrepublik 
Deutschland treu zu dienen und das Recht 
und die Freiheit des deutschen Volkes tapfer 
zu verteidigen, so wahr mir Gott helfe", durch 
eine Gelöbnisformel folgenden Inhalts zu er- 
setzen „Ich gelobe, die Bundesrepublik 
Deutschland, Recht und Freiheit gemäß dem 
Grundgesetz tapfer zu verteidigen und meine 
Pflicht gewissenhaft zu erfüllen"? 

87. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Aus- 

Jung Wahlkriterien für studierende Offiziere so 

unterschiedlich sind, daß in einigen Waffen- 
gattungen ein Studium auch „artfremder" 
Disziplinen möglich ist (z. B. der Geisteswis- 
senschaften), während in anderen Waffengat- 
tungen nur das Studium eines entsprechenden 
Faches (Tiefbau, Elektrotechnik, Maschinen- 
bau) möglich ist? 

88. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 

Jung rung zu ergreifen, um die Einheitlichkeit der 

Auswahlkriterien zu gewährleisten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

89. Abgeordneter Hat die Bundesregierung geprüft, ob die Be- 

Baier Schränkung auf unverheiratete Kinder nach 

den neueren Entscheidungen des Bundesver- 
fassungsgerichts betreffend Waisenrente in 
der Sozialversicherung und Kinderzuschlag 
in den Besoldungsgesetzen nach Artikel 6 des 
Grundgesesetzes verfassungswidrig ist? 

90. Abgeordneter Wie hoch ist der Anteil der Kinder aus Ar- 

Varelmann heiterfamilien, die nach Beendigung der 

Volksschule eine weiterführende Schule be- 
suchen und keine Ausbildungsförderung er- 
halten? 

9-1. Abgeordneter Wie hoch ist der Anteil der Kinder aus Ar- 
Varelmann heiterfamilien, die als Schüler einer weiter- 

führenden Schule oder als Studenten einer 
Hochschule aus dem Ausbildungsförderungs- 
gesetz profitieren? 
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92. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 

Drösdier im Fall eines Volkssdiullehrers, der gleich- 

zeitig drei Kinder in der Ausbildung hat, in- 
folge der Einkommensgrenze für keines der 
Kinder eine Hilfe nach dem Honnefer Modell 
oder nach dem Ausbildungsförderungsgesetz 
erreichbar ist? 

93. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, den gegen- 

Pawelczyk wärtigen Zustand zu ändern, in dem Kinder, 

die von ihren Eltern versorgt werden, Ausbil- 
dungsförderung erhalten können, während 
Waisen, die sich in einer schwierigen finan- 
ziellen Lage befinden, davon ausgeschlossen 
sind, weil sie ein persönliches Einkommen 
haben? 

94. Abgeordneter Wenn ja, ist die Bundesregierung bereit, den 

Pawelczyk Waisen bis zum Inkrafttreten der gesetzlichen 

Neuregelung in Härtefällen zu helfen, die 
beispielsweise dadurch eingetreten sind, daß 
bisherige Ausbildungsbeihilfen von Bundes- 
ländern an Waisen nach dem Inkrafttreten 
des Ausbildungsförderungsgesetzes entfallen 
sind? 


95. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die in einer Studie 
Seefeld von Professor Walter Jaide gefundenen Er- 

kenntnisse, bei 15 bis 18jährigen deutschen 
Jugendlichen zeige sich eine politische Apa- 
thie, sie sei spießig, konservativ, desinteres- 
siert und in ihren Ansichten machen sich natio- 
nalistische, teils faschistische Tendenzen be- 
merkbar, und wenn ja, welche Absichten hat 
die Bundesregierung, um diesen Tendenzen 
wirksam begegnen zu können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


96. Abgeordneter Ist die Bundesregierung wie bei den Kern- 

Pohlmann kraftwerken in Aachen und Weisweiler bereit, 

auch beim Kernkraftwerk in Würgassen einen 
Baustopp zu verfügen, bis mit letzter Sicher- 
heit garantiert ist, daß die Werksanlage auf 
Natur, Landschaft, Tier und Mensch keinerlei 
schädliche Einflüsse haben wird? 

97. Abgeordneter Ist die Bundesregierung — ähnlich wie in 

Pohlmann verschiedenen Ländern der USA — bereit, 

den Betroffenen, die ggf. einen Schaden er- 
leiden, einen besonderen rechtlichen Schutz 
zukommen zu lassen? 
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98. Abgeordneter Hat die Bundesregierung inzwischen über- 

Hansen prüft, ob es auf dem Boden der Bundesrepu- 

blik Deutschland Schulen gibt für Kinder grie- 
chischer Gastarbeiter, an denen „Junta" -treue 
griechische Lehrer nach eigenem Plan unter- 
richten und die von der staatlichen Schulauf- 
sicht ausgenommen sind? 

99. Abgeordneter Gibt es eine Rechtsbasis für diese Schulen? 

Hansen 


100. Abgeordneter 
Wende 


101. Abgeordneter 
Walkhoff 


102. Abgeordneter 

Walkhoff 


103. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 


104. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 


Zu welchem Ergebnis haben die vom Parla- 
mentarischen Staatssekretär für Bildung und 
Wissenschaft, Dr. Klaus von Dohnanyi, auf 
meine Anfrage vom 2. Juni 1970 in Aussicht 
gestellte Prüfung der Texte griechischer Schul- 
bücher in den Bundesländern Baden-Württem- 
berg, Rheinland-Pfalz, Niedersachsen und 
Nordrhein-Westfalen geführt? 

Trifft die Meldung in der „ZEIT" vom 9. Ok- 
tober 1970 zu, daß die deutsche Urangesell- 
schaft sich mit zehn Prozent am Abbau der 
Uranlager im UN-Mandatsgebiet Südwest- 
afrika beteiligen soll? 

Wurde in diesem Zusammenhang bei der 
Bundesregierung bereits ein Antrag auf Bun- 
desbürgschaft oder Abnahmegarantie gestellt? 

Inwieweit besteht eine kapitalmäßige Beteili- 
gung des Bundes oder der Länder an der Uran- 
GmbH und damit eine Möglichkeit, die Inve- 
stitionspolitik dieses Unternehmens zu beein- 
flussen? 

Ist die Bundesregierung bereit, solche oder 
andere sich bietende Einflußmöglichkeiten zu 
nutzen, um eine Beteiligung der Uran- oder 
anderer deutscher Gesellschaften an der Aus- 
beutung von Uranvorkommen in Namibia zu 
verhindern, solange dieses Gebiet sich entge- 
gen wiederholten UN-Resolutionen unter süd- 
afrikanischer Herrschaft befindet? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den 
Dr. Rutschke deutschen Ostgebieten, in denen gegenwärtig 

noch rund 1,1 Millionen Deutsche wohnen 
— ■ davon etwa 1 Million in (West-) Ober- 
schlesien und Südostpreußen — immer noch 
der Gebrauch der deutschen Muttersprache 
den Deutschen verwehrt ist; nicht nur auch 
im kulturellen Sektor und in den Kirchen, 
sondern weitgehend auch im Alltag in der 
Öffentlichkeit? 

2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bei ihren Verhand- 
Dr. Rutschke lungen mit der polnischen Regierung dazu 

bereit, darauf zu dringen, daß den noch in 
der Heimat lebenden deutschen Staatsange- 
hörigen neben der Möglichkeit zur Aussied- 
lung im Falle eines weiteren Verbleibens 
deutsche kulturelle und religiöse Betätigung 
zugebilligt und soziale Betreuung von der 
Bundesrepublik Deutschland her ermöglicht 
wird? 


3. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung nach der Unter- 
Engelsberger Zeichnung des Moskauer Vertrags eine Mög- 
lichkeit, daß die Sowjetunion die Assoziierung 
Österreichs an die EWG tolerieren wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


4. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung zur Vermeidung 

Dr. Schmitt- von Härten eine Möglichkeit, § 1 der Verord- 

Vockenhausen nung zur Regelung von Staatsangehörigkeits- 
fragen vom 20. Januar 1942 (Reichsgesetzbl. I 

S. 40) entsprechend auf Fälle des § 9 n. F. 
Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes an- 
zuwenden, wenn Ehepartner aus beruflichen 
und anderen Gründen ihren Wohnsitz nicht 
in die Bundesrepublik Deutschland verlegen 
können? 

5. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
Dr. Schmitt- wenn eine solche Anwendung der bestehenden 
Vockenhausen gesetzlichen Vorschriften nicht möglich ist? 
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6. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Meinung, 
Baier daß in der Erklärung des Bundesministers des 

Innern vom 16. Mai 1966, wonach die Einstel- 
lung von Abschlußschülern einer Sonderschule 
in eine Laufbahn des einfachen Dienstes nicht 
möglich sei, eine Herabsetzung der Bemühun- 
gen bei der Errichtung und Förderung von 
Sonderschulen zu erblicken sei, und ist sie 
bereit, eine Änderung herbeizuführen? 


7. Abgeordneter 
Biechele 


Für welche Bereiche sind Hilfsmaßnahmen 
für Jordanien besonders notwendig? 


8, Abgeordneter In welcher Weise (Bereiche und Kosten der 

Biechele Hilfsmaßnahmen) beteiligen sich die Bundes- 

regierung und die Hilfsorganisationen der 
Bundesrepublik Deutschland an diesen Hilfs- 
maßnahmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


9. Abgeordneter 
Säckl 


10. Abgeordneter 
Säckl 


11. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 

12. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Nachforschungen der deutschen Polizei wegen 
des Mordes am 17 Jahre alten Andre Redon 
am 8. August 1970 bei Kassel Tatverdacht 
gegen einen Angehörigen der US-Streitkräfte 
ergeben haben, aber nicht weitergeführt wer- 
den konnten, weil die amerikanische Krimi- 
nalpolizei in Deutschland ihre Mitwirkung 
bisher versagt hat? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
und ist sie bereit, die amerikanischen Polizei- 
behörden zur Mitarbeit an der Aufklärung 
des Mordes zu veranlassen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, den Sport zur Resozialisierung der Straf- 
gefangenen verstärkt zu berücksichtigen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Bemühun- 
gen von Sport- und Jugendverbänden, so der 
Deutschen Sportjugend, um die Wiederein- 
gliederung straffällig gewordener Bürger nach- 
drücklich zu unterstützen? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


13. Abgeordneter Betrachtet die Bundesregierung den von der 
Blumenfeld Finanzbehörde Hamburg im Einvernehmen 

mit dem Bundesminister der Finanzen heraus- 
gegebenen Erlaß, wonach „Aufwendungen für 
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Besuchsreisen zu Angehörigen in die DDR 
oder in Ostberlin auch dann nicht als außer- 
gewöhnliche Belastung anerkannt werden, 
wenn es sich um nahe Angehörige handelt, 
die durch die besonderen Verhältnisse in der 
DDR und in Ostberlin daran gehindert sind, 
mit dem Besucher in engerer Gemeinschaft 
zu leben" als Maßnahme im Sinne mensch- 
licher Erleichterungen und zur Aufrechterhal- 
tung der persönlichen Beziehungen? 

14. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Ansicht der 

Vogt Finanzämter Lörrach und Freiburg, daß An- 

passungsnachzahlungen für 1969 im Sinne des 
§ 35 des Einkommensteuergesetzes Voraus- 
zahlungen sind und somit in den vom Gesetz 
über die Erhebung eines Konjunkturzuschlags 
zur Einkommen- und Köperschaftsteuer be- 
stimmten Zeitraum fallen? 

15. Abgeordneter Trifft es nach den Erfahrungen der Bundes- 

Vogt regierung zu, daß auch andere Finanzämter 

den Konjunkturzuschlag für Zahlungen er- 
heben, die das Jahr 1969 betreffen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


16. Abgeordneter Wieviel Milliarden D-Mark haben durch die 

Dröscher Teuerung die deutschen Sparer in den 19 

Jahren eingebüßt, da die Richtlinien der Bun- 
desregierung von Kanzlern der CDU/CSU be- 
stimmt wurden, wenn man die Berechnungs- 
methode zugrundelegt, die der CDU-Gene- 
ralseketär Dr. Heck am 20. September in 
einem Interview mit dem Südwestfunk an- 
stellte? 

17. Abgeordneter Trifft die Mitteilung der Allgäuer Zeitung 

Kiechle vom 7. Oktober 1970 zu, wonach wegen der 

Kürzung der öffentlichen Mittel Entlassungen 
von Kräften im Straßenbau bevorstehen, die 
nicht alle vom Baugewerbe für Wohnungsbau 
aufgenommen werden können? 

18. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, 

Kiechle durch regionale Mittelbereitstellungen diese 

Entwicklung zu verhindern? 

19. Abgeordneter Welche Verschuldung wurde bei der letzten 

Dr. Jobst Feststellung beim Bund, bei den Ländern und 

bei den Gemeinden (einschließlich der Ge- 
bietskörperschaften) ermittelt, und welche 
Zinsmehraufwendungen ergeben sich für die- 
se Schuldner auf Grund der im Jahre 1970 
durchgeführten Diskonterhöhungen? 
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20. Abgeordneter Wie lauten die entsprechenden Zahlen für die 
Dr. Jobst gesamte Wirtschaft (ohne Wohnungswirt- 

schaft) und für die gesamte Wohnungswirt- 
schaft? 


21. Abgeordneter Trifft die Behauptung des Verbandes der 
Weigl Haftpflicht-, Unfall- und Kraftverkehrsversi- 

cherer e. V. zu, daß schon die Zinsen aus einer 
Invaliditätssumme von 100 000 DM erheblich 
höher sind als die Rente, die Schüler und 
Studenten bei einer RVO-Regelung erreichen 
können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


22. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
Niegel sage des EG-Vizepräsidenten Mansholt in 

AGRA-EUROPE vom 29. September 1970: 
„Stuktur-, Sozial- und Preispolitik sind eng 
miteinander verbunden. Wenn die Regierun- 
gen erklären würden, sie könnten die Struk- 
tur- und Sozialpolitik nicht finanzieren, dann 
hätten wir wohl keine andere Möglichkeit als 
die, die Preise um lOVo zu erhöhen.“, und 
welche Konsequenzen zieht sie daraus? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


23. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu dem Vor- 
Dr. Rinsche schlag, dem Deutschen Bundestag einen jähr- 

lichen Bericht über die Lage der ausländischen 
Arbeitnehmer in der Bundesrepublik Deutsch- 
land vorzulegen, in dem insbesondere die 
Wohnungs- und Bildungsprobleme und ihre 
Lösungsmöglichkeiten sowie die Fragen der 
gesellschaftlichen Integration der ausländi- 
schen Arbeitnehmer und des eventuellen Er- 
werbs der deutschen Staatsangehörigkeit dar- 
gestellt werden? 


24. Abgeordneter Hält die Bundesregierung den Versicherungs- 
Pohlmann schütz der Nur-Hausfrau für ausreichend hin- 

sichtlich der zahlreichen häuslichen Unfälle 
mit Dauerschäden oder bei notwendiger Be- 
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schäftigung von Hilfskräften wegen längeren 
Krankenhaus auf enthalt s der Hausfrau und 
Mutter, die eine erhebliche finanzielle Bela- 
stung für die betroffene Familie darstellen? 


25. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Nur-Haus- 
Pohlmann frau in die gesetzliche Unfallversicherung 

einzubeziehen, und welche Grundsätze müßten 
nach ihrer Ansicht bei einer derartigen gesetz- 
lichen Regelung zugrundegelegt werden? 


26. Abgeordneter Ist die individuelle Betreuung der Landwirte 
Weigl durch ihre Krankenkasse noch sichergestellt, 

wenn künftig eine landwirtschaftliche Pflicht- 
krankenkasse nurmehr am Sitz einer land- 
wirtschaftlichen Alterskasse bestehen soll? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


27. Abgeordneter 
Meinike 
(Oberhausen) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, in Verfolg 
der auf die Mündliche Anfrage des Abgeord- 
neten Biehle (CDU/CSU) in der 67. Sitzung 
des Deutschen Bundestages erteilten Ant- 
wort (Stenographischer Bericht Seite 3680), 
Überprüfungen hinsichtlich einer weiteren För- 
derungswürdigkeit der Bildungsarbeit der 
DGB-Jugend insbesondere der ÖTV-Jugend 
anzustellen? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


28. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
Offergeld wonach der Ausbau der Bundesstraße 34 in 

Rheinfelden als eine der vordringlichsten 
Straßenbaumaßnahmen im Hochrheingebiet 
anzusehen ist, und bis wann ist mit der 
Durchführung dieser Maßnahme zu rechnen? 


29. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, nach denen der Bau 
Brandt der Rheinbrücke bei Geisenheim vorerst zu- 

(Grolsheim) rückgestellt worden sein soll, obschon diese 


21 



Drucksadle VI/ 1253 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Brücke im Bundesausbauplan in die Dringlich- 
keitsstufe I eingeordnet ist, und welche Grün- 
de sind für diese Entscheidung maßgebend 
gewesen? 

30. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach über 

Röhner dem „Bamberger Straßenneubauamt bereits 

der Stab gebrochen ist'', wie aus personellen 
und organisatorischen Änderungen des Amtes 
geschlossen werden kann? 

31. Abgeordneter Muß aus diesen Veränderungen gefolgert wer- 

Röhner den, daß die dringenden Baumaßnahmen für 

den verbesserten Verkehrsausbau des dorti- 
gen Zonenrandgebiets sowie der angrenzen- 
den Gebiete, darunter der Franken-Schnell- 
weg und die Maintalautobahn, im ersten Fünf- 
jahresplan nicht in Angriff genommen wer- 
den, und welche Maßnahmen im Fernstraßen- 
bau sieht die Bundesregierung im Regierungs- 
bezirk Oberfranken xmd im angrenzenden 
unterfränkischen Raum im ersten Fünfjahres- 
plan vor? 

32. Abgeordneter Kann die Bundesregierung sagen, wie lang 

Storm im Durchschnitt die Wartezeiten für Fern- 

sprechhaupt- und -Zweieranschlüsse im Bereich 
der Oberpostdirektion Kiel sind, und welche 
Möglichkeiten zur Zeit in diesem OPD Bereich 
geschaffen werden, um die Wartezeiten zur 
Errichtung von Fernsprechanschlüssen zu ver- 
kürzen? 


33. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Be- 
Storm reich des Fernamtes Oldenburg in Holstein im 

Ortsnetz Heiligenhafen bei Anträgen zur Er- 
richtung von Haupt- und Zweieranschlüssen 
mit einer Wartezeit von 2 bis 3 Jahren ge- 
rechnet werden muß, und ist die Bundesregie- 
rung in der Lage, hier Hinweise zur Abhilfe 
zu geben, insbesondere unter der Berück- 
sichtigung, daß verstärkt eine Schaltung von 
Zweieranschlüssen betrieben werden könnten, 
um somit die Wartezeiten bis zur Erstellung 
eines Fernsprechanschlusses zu verkürzen? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftlidie Zusammenarbeit 


34. Abgeordneter Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bimdes- 
Dr. Rinsche regierung, um die in Entwicklungsländer zu- 

rückkehrenden Gastarbeiter auf ihre — von 
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Bundesminister Eppler als wünschenswert 
bezeidinete — Tätigkeit als Entwicklungshel- 
fer vorzubereiten, bzw. eine eventuelle spä- 
tere Tätigkeit als selbständig-mittelständische 
Unternehmer — z. B. durch Ausbildungs- und 
Kreditprogramme (Existenzaufbaudarlehen 
etc.) — anzuregen und zu fördern? 


Bonn, den 9. Oktober 1970 



